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Vernehmlassungsantwort zur neuen nationalen Eurodac-Verordnung aufgrund der 

Übernahme und Umsetzung des EU-Migrations- und Asylpakts 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren  

 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit, zur neuen nationalen Eurodac-Verordnung im Zu-

sammenhang mit der Übernahme und Umsetzung des EU-Migrations- und Asylpakts 

Stellung zu nehmen. 

Die vorgesehene Verordnung konkretisiert auf nationaler Ebene die Umsetzung der re-

vidierten Eurodac-Verordnung und regelt insbesondere die Datenerfassung, die Daten-

übermittlung sowie die Zugriffsrechte verschiedener Behörden im Zusammenhang mit 

dem Eurodac-System. Zudem werden Begriffsbestimmungen präzisiert, die Funktions-

weise des National Access Point (NAP) festgelegt sowie einzelne datenschutzrechtliche 

Aspekte geregelt. 

Aus Sicht der kantonalen Migrationsbehörden ist insbesondere von Bedeutung, dass die 

Zuständigkeiten und Abläufe im Zusammenhang mit der Datenerfassung und der Daten-

übermittlung klar geregelt und im Vollzug praktikabel ausgestaltet sind. Die Kantone spie-

len bei der Umsetzung des Ausländer- und Asylrechts eine zentrale Rolle, weshalb neue 

organisatorische Anforderungen möglichst klar definiert und effizient umgesetzt werden 

sollten. 

Die Erweiterung des Datenumfangs sowie der Kreis der im System erfassten Personen 

– unter anderem illegal im Schengen-Raum anwesende Personen, Resettlement-Flücht-

linge sowie Personen mit vorübergehendem Schutz – kann in der Praxis organisatorische 

Anpassungen erforderlich machen. Auch die Senkung des Mindestalters für die biomet-

rische Datenerfassung auf sechs Jahre sowie die systematische Erfassung von Ge-

sichtsbildern neben Fingerabdrücken können Auswirkungen auf die praktische Umset-

zung der Datenerfassung haben. 



 

 

In diesem Zusammenhang erscheint es wichtig, dass die Zuständigkeiten zwischen den 

verschiedenen beteiligten Behörden – insbesondere zwischen BAZG, Polizei- und Mig-

rationsbehörden – klar geregelt sind und die entsprechenden Prozesse im Vollzug effi-

zient umgesetzt werden können. Dabei ist insbesondere dem Umstand Rechnung zu 

tragen, dass die Migrationsbehörden im Unterschied zu BAZG und Polizeibehörden bis 

auf wenige Ausnahmen keinen Schicht- und Pikettdienst leisten. 

Zudem erscheint im Zusammenhang mit der Datenbearbeitung eine Präzisierung der da-

tenschutzrechtlichen Aufsichtskompetenzen sinnvoll. Aus Sicht der kantonalen Behör-

den sollte klargestellt werden, dass kantonale Behörden, die Aufgaben im Bereich des 

Ausländer- und Asylrechts wahrnehmen und dabei Eurodac-Daten bearbeiten, weiterhin 

dem jeweiligen kantonalen Datenschutzrecht sowie der kantonalen Aufsicht unterstehen. 

Sollten sich aus der erweiterten Datenerfassung oder aus organisatorischen Anpassun-

gen zusätzliche Aufgaben für kantonale Behörden ergeben, ist sicherzustellen, dass 

diese im Vollzug praktikabel umgesetzt werden können und die dafür erforderlichen Res-

sourcen berücksichtigt werden. 

Die betroffenen kantonalen Behörden sind in die Ausarbeitung der genannten Prozesse 

aktiv miteinzubeziehen. 

Wir danken Ihnen im Voraus für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und grüssen Sie 

freundlich.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Camillus Guhl      Oliver Lüthi   

Präsident        Leiter Geschäftsstelle  

 


